
Prof. Dr. hab. Karol Weitz 

Warschauer Universität 

Fakultät für Recht und Verwaltungswesen 

 

 

 

 GRENZÜBERSCHREITENDE GERICHTLICHE RECHTSDURSCHSETZUNG 

UND RECHT AUF EIN FAIRES VERFAHREN –  

BEMERKUNGEN AUS POLNISCHER PERSPEKTIVE 

 

 

I. Einführung 

 

 Das Recht auf ein faires Verfahren ist verfassungs- und völkerrechtlich in 

Polen garantiert. 1993 ist Polen der Europäischen Menschenrechtskonvention1 

(EMRK) beigetreten.2 Nach Art. 6 Abs. 1 EMRK, der seitdem für polnische Gerichte 

bindend und direkt anwendbar ist, hat jede Person ein Recht darauf, dass über 

Streitigkeiten in Bezug auf ihre zivilrechtlichen Ansprüche und Verpflichtungen oder 

über eine gegen sie erhobene strafrechtliche Anklage von einem unabhängigen und 

unparteiischen, auf Gesetz beruhenden Gericht in einem fairen Verfahren, öffentlich 

und innerhalb angemessener Frist verhandelt wird. Dasselbe gilt unter Art. 47 Abs. 2 

der Europäischen Charta der Grundrechte (GR-Charta)3 und Art. 45 Abs. 1 der 

polnischen Verfassung von 1997.4 Aus der letztgenannten Vorschrift ergibt sich, dass 

jeder ein Recht darauf hat, dass über die Sache in einem fairen Verfahren, öffentlich, 

ohne unbegründete Verzögerung von einem zuständigen, einflussfreien, 

unparteiischen und unabhängigen Gericht verhandelt wird.  

Nach der Judikatur des polnischen Verfassungsgerichtshofes umfasst der im 

Art. 45 Abs. 1 der Verfassung verankerte Justizanspruch drei Rechte: 1) Recht auf 

den Zugang zum Gericht, d.h. Recht auf die Einleitung des Verfahrens vor einem 

einflussfreien, unparteiischen und unabhängigen Gericht, 2) Recht auf die 

entsprechende Gestaltung des gerichtlichen Verfahrens, d.h. Recht auf ein faires 

                                                           
1 Europäische Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten vom 4.11.1950. 
2 Dz. U. vom 1993, Nr. 61, Pos. 286. 
3 ABl. EU, Nr. C 303, S. 1. 
4 Dz. U. Nr. 78, Pos. 483 mit Änderungen. 
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Verfahren, und 3) Recht auf die gerichtliche Entscheidung der Sache und die 

Vollziehung der Entscheidung.5 Es ist allgemein anerkannt, dass das unter Pkt. 2) 

genannte Recht auf ein faires Verfahren aus drei Elementen besteht. Dazu gehören: 

a) Recht auf rechtliches Gehör, b) Recht auf Benachrichtigung über die Motive der 

gerichtlichen Entscheidung (Recht auf die Begründung der Entscheidung) und c) 

Recht auf die Vorhersehbarkeit des gerichtlichen Verfahrens.6 Das Recht auf ein 

faires Verfahren wird in der Rechtsprechung des Verfassungsgerichtshofes meistens 

im Sinne der prozeduralen (prozessualen) Gerechtigkeit verstanden.7 

 Die Standards, die im Rahmen des Art. 6 Abs. 1 EMRK, Art. 47 Abs. 2 GR-

Charta und Art. 45 Abs. 1 der polnischen Verfassung als Garantie des Rechts auf ein 

faires Verfahren gelten, sind universall, d.h. ihre Geltung ist nicht nur auf Verfahren 

ohne ausländische Bezüge beschränkt. Das Recht auf ein faires Verfahren bezieht 

sich somit sowohl auf solche Verfahren, in denen keine ausländischen Bezüge 

auftreten, als auch auf solche, die einen grenzüberschreitenden Charakter haben. 

Vom Standpunkt des im Art. 32 Abs. 1 der polnischen Verfassung festgelegten 

Gleichheitsgrundsatzes könnte das anders auch nicht sein. Dasselbe ergibt sich aus 

dem Diskriminierungsverbots nach Art. 32 Abs. 2 der Verfassung.  

 Nichtdestotrotz muss es festgestellt werden, dass die Sicherstellung des faires 

Verfahrens in einer grenzüberschreitenden Sache mit Problemen und Hindernissen 

verbunden ist, die in rein inländischen Fällen gar nicht oder nicht in solchem Ausmaß 

auftreten. Die Entfernung vom Gericht, sprachliche Barrieren und Konfrontierung mit 

dem unbekannten Prozessrecht gehören zu den Paradebeispielen von Problemen, 

die auftreten, wenn die grenzüberschreitende Rechtsdursetzung in Frage kommt. Es 

ist somit erforderlich, entsprechende gesetzliche Regelungen einzuführen, um solche 

Probleme im Einklang mit den Erfordernissen der prozessualen Gerechtigkeit zu 

lösen. Nachfolgend wird die damit verbundene Problematik aus der polnischen Sicht 

anhand ausgewählter Fragen kurz skizziert. 

                                                           
5 Vgl. folgende Urteile des Verfassungsgerichtshofes: vom 9.06.1998, K. 28/97, OTK ZU 1998, Nr. 4, 
Pos. 50; vom 10.07.2000, SK 12/99, OTK 2000, Nr. 5, Pos. 143; vom 17.05.2004, SK 32/03, OTK-A 
2004, Nr. 5, Pos. 44; vom 19.02.2008, P 49/06, OTK-A 2008, Nr. 1, Pos. 5; vom 27.05.2008, P 59/07, 
OTK-A 2008, Nr. 4, Pos. 64.  
6 Vgl. Urteil des Verfassungsgerichtshofs vom 31.03.2003, SK 26/02, OTK-A 2005, Nr. 3, Pos. 29. In 
der Lehre vgl. z.B. K. Osajda, Zasada sprawiedliwości proceduralnej w orzecznictwie Trybunału 
Konstytucyjnego, in: Orzecznictwo Trybunału Konstytucyjnego a Kodeks postępowania cywilnego, 
Hrsg. T. Ereciński, K. Weitz, Warszawa 2010, S. 435.  
7 Eingehend K. Osajda (Fn. 5), S. 429 ff.; M. Pilich, Wpływ orzeczeń Trybunału Konstytucyjnego na 
Kodeks postępowania cywilnego, in: Orzecznictwo Trybunału Konstytucyjnego a Kodeks 
postępowania cywilnego, Hrsg. T. Ereciński, K. Weitz, Warszawa 2010, S. 357 ff. 
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II.  Internationale Zuständigkeit 

 

1. Internationale Notzuständigkeit 

 

 Die Frage der Regelung der internationalen Zuständigkeit ist sowohl mit dem 

Recht auf den Zugang zum Gericht als auch mit dem Recht auf ein faires Verfahren 

verbunden. Die internationale Zuständigkeit entscheidet darüber, ob sich die Partei 

an die Gerichte eines bestimmten Staates mit ihrer Sache wenden kann.8  

In der polnischen Lehre wurde bisher die Frage nicht erörtert, ob das aus dem 

allgemeinen Justizgewähranspruch abgeleitete Recht auf den Zugang zum Gericht 

bestimmte Auswirkungen auf die Ausgestaltung der Kompetenznormen durch den 

Gesetzgeber hat.9 Es wird lediglich allgemein festgestellt, dass der sich aus den 

gesetzlichen Regelungen ergebende Umfang der internationalen Zuständigkeit 

inländischer Gerichte im Lichte des Art. 45 Abs. 1 der Verfassung doch beurteilt 

werden muss,10 wobei es ist in diesem Kontext nicht klar, ob sich konkrete 

übergesetzliche Zuständigkeitsregeln aus dem Justizgewähranspruch ableiten 

lassen,11 oder ob es nur darum geht, den Zugang zu den polnischen Gerichten 

sicherzustellen, wenn die Rechtsverweigerung dem Kläger im Falle eines negativen 

Kompetenzkonflikts drohen würde.  

Das verfassungsrechtlich verankerte Verbot der Rechtsverweigerung führt zu 

dem Phänomen der internationalen Notzuständigkeit. Diese wurde in der 

Rechtsprechung des polnischen Obersten Gerichts noch in 70-er Jahre des XX. 

Jahrhunderts in Nachlasssachen unter Berufung auf die Notwendigkeit der 

Sicherstellung des Zugangs zur Justiz entwickelt.12 Im Rahmen der im Jahre 200813 

                                                           
8 Siehe K. Weitz, Jurysdykcja krajowa w postępowaniu cywilnym, Warszawa 2005, S. 113 mit weiteren 
Nachweisen. 
9 Vgl. vor allem R. Geimer, Verfassungsrechtliche Vorgaben bei der Normierung der internationalen 
Zuständigkeit, in: Festschrift für F. Schwind, Wien 1993, S. 17 ff; Th. Pfeiffer, Internationale 
Zuständigkeit und prozessuale Gerechtigkeit, Frankfurt am Main 1995, S. 335 ff; D. Coester-Waltjen, 
Einige Überlegungen zum Verhältnis verfassungsrechtlicher Grundsätze und Regeln der 
internationalen Zuständigkeit, in: Magister artis boni et aequi. Studia in honorem Németh János, red. 
D. Kiss, I. Varga, Budapest 2003, S. 133 ff.  
10 K. Weitz, (Fn. 8), S. 113. 
11 Vgl. bejahend R. Geimer, Internationales Zivilprozessrecht, Köln 2009, S. 120-122 und verneinend 
H. Schack, Internationales Zivilverfahrensrecht, München 2010, S. 12. 
12 Vgl. den Beschluss des Obersten Gerichts vom 31.05.1975, III CZP 78/75, OSNCP 1976, Nr. 2, 
Pos. 33. Eingehend T. Ereciński, Kilka uwag o tzw. jurysdykcji koniecznej, in: Księga pamiątkowa M. 
Pazdana, Zakamycze 2005, S. 65 ff.; K. Weitz, (Fn. 8), S. 354 ff.   
13 Gesetz vom 5.12.2008 über die Änderung des Zivilverfahrensgesetzbuches und einiger anderer 
Gesetze (Dz. U. Nr. 234, Pos. 1571). Das Gesetz trat grundsätzlich am 1.07.2009 in Kraft. Vgl. T. 
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durchgeführten Reform der autonomen polnischen Regelung des Internationalen 

Zivilverfahrensrechts wurde die internationale Notzuständigkeit ausdrücklich im Art. 

10991 des polnischen Zivilverfahrensgesetzbuches (ZVGB) festgelegt. Wenn in einer 

Sache keine Grundlage der inländischen Gerichtsbarkeit14 gegeben ist, und die 

Durchführung eines Verfahrens vor einem Gericht oder einem anderen Organ eines 

fremden Staates unmöglich oder vernünftig gesehen nicht zumutbar ist, gehört die 

Sache zur inländischen Gerichtsbarkeit, wenn sie einen ausreichenden Bezug mit 

der polnischen Rechtsordnung aufweist. Die inländische Notgerichtsbarkeit besteht 

auch dann, wenn die Anerkennung einer ausländischen Entscheidung in Polen 

versagt wird und die Sache, die mit dieser Entscheidung entschieden wurde, einen 

ausreichenden Bezug mit der polnischen Rechtsordnung aufweist.15 Die Motive 

dieser  Regelung sind ganz klar. Aus dem Gesichtspunkt der EMRK, GR-Charta und 

der Verfassung ist es nicht zulässig, dass infolge der Verneinung der internationalen 

Zuständigkeit polnischer Gerichte zur Rechtsverweigerung kommen würde. 

 

2. Internationale Rechtshängigkeit 

 

 Die polnische Regelung der Wirkungen der internationalen Rechtshängigkeit 

im Art. 1098 ZVGB entspricht teilweise derjenigen in Art. 27 EuGVVO.16 Wurde eine 

Sache wegen desselben Anspruchs zwischen denselben Parteien bei dem 

ausländischen Gericht früher als vor dem polnischen Gericht rechtshängig gemacht, 

so setzt das polnische Gericht sein Verfahren von Amts wegen aus. Die Aussetzung 

des Verfahrens ist nur dann ausgeschlossen, wenn die Entscheidung, die durch das 

ausländische Gericht erlassen werden soll, die Anerkennungsvoraussetzungen in 

Polen nicht erfüllen wird oder wenn es nicht erwartet werden kann, dass das 

Verfahren vor dem ausländischen Gericht in einer angemessenen Frist rechtskräftig 

beendet wird. Nach der Beendigung des Verfahrens vor dem ausländischen Gericht 

soll das polnische Gericht sein Verfahren einstellen, wenn die Entscheidung des 

                                                                                                                                                                                     

Ereciński, K. Weitz, Das neue autonome Internationale Zivilverfahrensrecht in Polen, ZZPInt 13 
(2008), S. 57 ff.   
14 Die Begriffe der internationalen Zuständigkeit und der inländischen Gerichtsbarkeit im Sinne des 
ZVGB sind – aus polnischer Sicht – als Synonyme zu betrachten, vgl. T. Ereciński, K. Weitz, (Fn. 13), 
S. 61-62.   
15 T. Ereciński, K. Weitz, (Fn. 13), S. 63. 
16 Verordnung (EG) Nr. 44/2001 des Rates vom 22.12.2000 über die gerichtliche Zuständigkeit und 
die Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidungen in Zivil- und Handelssachen (ABl. 2001, Nr. 
L 12, S. 1). 
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ausländischen Gerichts in Polen anerkannt wird, andernfalls soll es das Verfahren 

wieder aufnehmen. Das polnische Gericht kann das Verfahren auf Antrag einer 

Partei auch früher wieder aufnehmen, wenn das Verfahren vor dem ausländischen 

Gericht in einer angemessenen Frist nicht beendet wurde. Die Regelung über die 

Berücksichtigung der früheren ausländischen Rechtshängigkeit gilt entsprechend für 

den Fall, in dem die Sache bei dem anderen ausländischen Organ als Gericht 

rechtshängig ist (Art. 1098 § 1-4 ZVGB n.F.).17 Bei der Berücksichtigung der 

ausländischen Rechtshängigkeit gilt somit der Grundsatz der zeitlichen Priorität nach 

dem Vorbild der EuGVVO. Anders als unter Geltung des Art. 27 EuGVVO ist es aber 

auch das Fehlen der sog. negativen Anerkennungsprognose erforderlich.  

Eine durch die Anerkennung der Wirkungen ausländischer Rechtshängigkeit 

bewirkte Blockade einer Sachentscheidung durch die polnischen Gerichte kann aber 

den Justizgewähranspruch der Parteien nicht tangieren. Um dies sicherzustellen, 

wird es verlangt, dass das frühere Verfahren vor dem ausländischen Gericht in einer 

angemessenen Frist beendet werden soll. Wird diese Voraussetzung nicht erfüllt, so 

scheidet die Aussetzung des Verfahrens vor dem polnischen Gericht wegen der 

ausländischen Rechtshängigkeit aus oder wird das Verfahren vor dem polnischen 

Gericht vorzeitig, d.h. vor der rechtskräftigen Beendigung des ausländischen 

Verfahrens, wieder aufgenommen.18 Diese Regelung ist durch die Vorgaben des Art. 

6 Abs. 1 EMRK, Art. 47 Abs. 2 GR-Charta und Art. 45 Abs. 1 der Verfassung 

motiviert19 und dient eindeutig der Sicherstellung der Entscheidung der Sache 

innerhalb angemessener Frist, d.h. ohne unbegründete Verzögerung. 

 

3. Forum non conveniens und anti-suit injunctions 

 

 Die in common law-Staaten entwickelte forum non conveniens-Doktrin wurde 

in Polen, wie in anderen kontinentaleuropäischen, nicht übernommen. Der polnische 

Richter ist somit nicht befugt, trotz Vorliegens eines Kompetenzgrundes im konkreten 

Fall die Annahme der Klage und damit die Sachentscheidung unter Berufung auf das 

Bestehen des more convenient forum im Ausland abzulehnen. Eine Verweigerung 
                                                           
17 T. Ereciński, K. Weitz, (Fn. 13), S. 62. 
18 Zum gegenteiligen (?) Standpunkt des EuGH vgl. Urteil vom 9.12.2003, Rs C-116/02, Gasser 
GmbH g. MISAT Srl, Slg. 2003, S. I 14693. 
19 Eingehend K. Weitz, Procesowe znaczenie zawisłości sprawy przed sądem zagranicznym (Uwagi 
de lege ferenda na tle prawno porównawczym), Kwartalnik Prawa Prywatnego 2003, Nr. 1, S. 112-
114. 
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der Sachentscheidung aus dem Gesichtspunkt des forum non conveniens, etwa weil 

das Verfahren in einem anderen Staat schneller, leichter, besser oder mit mehr 

Aussicht auf Anerkennung der zu fällenden Entscheidung betrieben werden könnte, 

ist verboten.20 Diese Stellungnahme zur forum non conveniens-Doktrin entspricht 

vollumfänglich derjenigen des EuGH im Rahmen der EuGVVO.21 

 Eine andere Frage ist dagegen, wie und in welchem Umfang die Elemente der 

forum non conveniens-Doktrin die Entwicklung der Regelungen des Einheitsrechts 

beeinflussen können. Ein Beispiel dafür ist Art. 15 EheGVVO,22 in dem ein Modell der 

internationalen grenzüberschreitenden Kooperation der Gerichte aus verschiedenen 

Mitgliedstaaten (sog. kooperative Zuständigkeitstransfer) geschaffen wurde. Es kann 

nicht geleugnet werden, dass diese Regelung seine Wurzeln teilweise auch in der 

forum non conveniens-Doktrin hat, wobei die Unterschiede zwischen dem anglo-

amerikanischen „Urbild“ und der im Art. 15 EheGVVO angenommenen Regelung 

eher groß sind.23 

 Dem polnischen Recht ganz unbekannt sind die im anglosächsischen Bereich 

üblichen anti-suit injunctions (injunctions restraining foreign proceedings).24 Es ist 

also nicht möglich, dass der polnische Richter eine Entscheidung erlässt, durch die 

es einer Partei untersagt wird, während eines in Polen laufenden Verfahrens in 

einem anderen Staat eine Klage in derselben Sache zu erheben oder ein anhängiges 

Verfahren fortzuführen. Solche Verbote werden aber auch in Polen nicht anerkannt, 

weil nur das in Polen geltende Recht bestimmt, wann ein Verfahren vor einem 

polnischen Gericht zulässig ist. Zwar wurde diese Frage bisher in der polnischen 

Lehre gar nicht diskutiert, aber man kann eher davon ausgehen, dass die eventuelle 

Anerkennung einer anti-suit injunction der polnischen öffentlichen Ordnung 

offensichtlich widersprechen würde. Unabhängig davon geht es hier um keine 

Sachentscheidung. Anerkennungsfähig sind dagegen nur Sachentscheidungen. Die 

anti-suit injunction kann also aus polnischer Sicht keine Abwehrmaßnahme gegen 

                                                           
20 Eingehend K. Weitz, (Fn. 8), S. 281-293. 
21 Vgl. Urteil vom 1.03.2005, Rs C-281/02, A. Owusu g. N.B. Jackson und andere, Slg. 2005, S. I 
1383.  
22 Verordnung (EG) Nr. 2201/2003 des Rates vom 27.11.2003 über die Zuständigkeit und die 
Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidungen in Ehesachen und in Verfahren betreffend die 
elterliche Verantwortung und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 1347/2000 (ABl. 2003, Nr. L 
338, S. 1). 
23 Vgl. z.B. Th. Rauscher, in: Europäisches Zivilprozess- und Kollisionsrecht. EuZPR/EuIPR, Hrsg. Th. 
Rauscher, München 2010, Art. 15 Brüssel IIa-VO, S. 189-190.   
24 Anti-suit injunctions sind jedoch im Brüssel I-System (Art. 27 EuGVVO) unzulässig, vgl. Urteil des 
EuGH vom 27.04.2004, Rs C-159/02, Turner g. Grovit, Slg 20004, S. I 3565.  
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ausländische Prozesse darstellen und ist deshalb auch nicht geeignet, das Problem 

der Parallelprozesse oder der Ausnutzung einer von sich gegebenen internationalen 

Zuständigkeit zu lösen. 

 

III. Verfahren mit Auslandsbezug 

 

1. Prozesskostensicherheit, Prozesskostenhilfe und Sprachprobleme 

 

 Dem polnischen Recht ist die Prozesskostensicherheit (cautio iudicatum solvi) 

bekannt (Art. 1119 ff. ZVGB). Auf Verlangen des Beklagten muss ein Kläger, der 

seinen Wohnsitz, gewöhnlichen Aufenthalt oder Sitz außerhalb Polens oder eines 

anderen EU-Staates hat, eine Sicherheit zur Abdeckung der Prozesskosten leisten, 

es sei denn, dass eine der im Art 1120 ZVGB bestimmten Ausnahmen vorliegt. Die 

Begründung für die Aufrechterhaltung der Ausländersicherheit im Rahmen der 

Reform im Jahre 2008 war ganz einfach. Es geht darum, dem Beklagten die Mühe  

zu ersparen, im Falle des Verlierens durch den Kläger die Prozesskoten gegen ihn 

im Ausland einklagen zu müssen, was eher ein schwieriges und angesichts der 

regelmäßig kleineren Beträge wirtschaftlich kaum lohnendes Unterfangen darstellt. 

Nach der Neuregelung kommt es weder auf die Staatsangehörigkeit des Klägers 

noch auf die Verbürgung der Gegenseitigkeit mit dessen Heimatstaat an. Mit dem 

Verzicht auf die Ausländereigenschaft als Voraussetzung für die Auferlegung der 

Pflicht zur Sicherheitsleistung versuchte der polnische Gesetzgeber das Risiko der 

Verletzung des Diskriminierungsverbots (Art. 18 Abs. 1 AEUV) zu beseitigen. Die 

Nichtleistung der Sicherheit durch den Kläger hat zur Folge, dass das Gericht die 

Klage vom Amts wegen abweist. Es geht also nicht (mehr) um ein Prozesshindernis, 

das nur auf Einrede des Beklagten berücksichtigt wird, sondern um eine echte 

Prozessvoraussetzung.25 

 Für die Gewährung der Prozesskostenhilfe an Ausländer und die Beiordnung 

eines Rechtsanwalts gelten seit der Reform vom 2008 dieselben Regeln wie bei der 

Gewährung der Prozesskostenhilfe (Art. 1129 ZVGB) und der Beiordnung eines 

Rechtsanwalts an Inländer. Es geht insbesondere nicht mehr um die Verbürgung der 

Gegenseitigkeit an. Man kann also sagen, dass die Gleichstellung der Ausländer mit 

                                                           
25 Vgl. T. Ereciński, K. Weitz, (Fn. 8), S. 77. 
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den Inländern und dadurch auch die effektive Gewährung des Rechtsschutzes an die 

letztgenannten viel wichtiger als die Entlastung des Justizfiskus für den polnischen 

Gesetzgeber ist. 26 

 Bei der grenzüberschreitenden gerichtlichen Rechtsdurchsetzung treten oft 

Sprachprobleme auf. Beherrscht eine Partei die geltende Gerichtssprache nicht, 

dann bekommt sie schnell das Gefühl, einem ihr unverständlichen Verfahren hilflos 

ausgeliefert zu werden. Deshalb sind Sprachschwierigkeiten des Beklagten im 

Prozess besonders ernst zu nehmen. Ein faires Verfahren und das rechtliche Gehör 

(Art. 6 Abs. 1 EMRK, Art. 47 Abs. 2 GR-Charta und Art. 45 Abs. 1 der Verfassung) 

lassen sich nur gewährleisten, wenn Übersetzer und Dolmetscher eingeschaltet 

werden.27 In Polen gilt ausschließlich die polnische Sprache als Gerichtssprache (Art. 

5 § 1 des Gerichtsverfassungsgesetzes28). Die Person, die die polnische Sprache 

nicht ausreichend beherrscht hat, hat aber das Recht darauf, vor dem polnischen 

Gericht unter Anwendung der ihr bekannten Sprache aufzutreten und unentgeltlich 

einen Dolmetscher in Anspruch zu nehmen. Über die Beiordnung eines 

Dolmetschers entscheidet das Gericht, das für die Entscheidung der Sache in der 

ersten Instanz zuständig ist. Wird die Beiordnung eines Dolmetschers erst während 

des Verfahrens beantragt, so entscheidet über den Antrag das Gericht, vor dem die 

Sache anhängig ist (Art. 5 Abs. 2 und 3 des Gerichtsverfassungsgesetzes). Das 

Recht, vor dem Gericht unter Anwendung der der Partei bekannten Sprache 

aufzutreten und die Hilfe des Dolmetschers in Anspruch zu nehmen, umfasst – im 

Sinne des Art. 5 Abs. 2 des Gerichtsverfassungsgesetzes – nicht nur die Teilnahme 

an einer Verhandlung oder einer Gerichtssitzung, sondern auch jegliche prozessuale 

Kontakte mit dem Gericht.29 Es ist deshalb anzunehmen, dass das polnische Gericht 

fremdsprachige Schriftsätze gänzlich nicht unbeachtet lassen kann. Das Gericht 

muss die Partei zur Beibringung der polnischen Übersetzung auffordern (dies ergibt 

sich aus Art. 130 Abs. 1 ZVGB) und auf Art. 5 des Gerichtsverfassungsgesetzes 

hinweisen. 

                                                           
26 Im Rechtsverkehr mit den EU-Staaten kann die Richtlinie 2002/8/EG des Rates vom 27.01.2003 zur 
Verbesserung des Zugangs zum Recht bei Streitsachen mit grenzüberschreitendem Bezug durch 
Festlegung gemeinsamer Mindestvorschriften für die Prozesskostenhilfe in derartigen Streitsachen 
(ABl 2003, Nr. L 26, S. 41) zusammen mit dem polnischen Durchführungsgesetz vom 17.12.2004 (Dz. 
U. vom 2005, Nr. 10, Pos. 67 mit Änderungen) große Bedeutung haben.   
27 So zutreffend H. Schack, (Fn. 11), S. 220. 
28 Gesetz vom 27.07.2001 über die Gerichtsverfassung (Dz. U. Nr. 98, Pos. 1070 mit Änderungen).  
29 Vgl. J. Gudowski, T. Ereciński, J. Iwulski, Komentarz do prawa o ustroju sądów powszechnych i 
ustawy o Krajowej Radzie Sądownictwa, Warszawa 2009, S. 43-45. 
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2. Internationale Zustellungen 

 

 Die Zustellungen erfüllen wesentliche Aufgabe, den Parteien, insbesondere 

dem Beklagten, rechtliches Gehör und ein faires Verfahren zu gewährleisten. Sie 

sind von besonderer Bedeutung, wenn Fristen ab Zeitpunkt der Zustellung gerechnet 

werden. In Polen gilt der Grundsatz, dass die erste Zustellung, d. h. die Zustellung 

der Klageschrift an den Beklagten, immer effektiv sein muss, wenn die Adresse des 

Beklagten bekannt ist. Dieser Grundsatz gilt auch dann, wenn der Beklagte seinen 

Wohnsitz, gewöhnlichen Aufenthalt oder Sitz im Ausland hat. 

 Für die Zustellungen im Ausland kommt vor allem der Weg der Rechtshilfe in 

Frage. Dies gilt sowohl für Zustellungen in Drittstaaten (Art. 1132 ZVGB oder ein 

internationales Übereinkommen) als auch in EU-Staaten (Art. 4 ff. EuZVO30). Im 

letztgenannten Fall stellt aber die direkte Zustellung durch die Post per Einschreiben 

mit Rückschein den gelichwertigen Zustellungsweg dar (Art. 14 EuZVO). Nach der 

autonomen polnischen Regelung kommt solche direkte Zustellung durch die Post nur 

dann in Frage, wenn das Recht des Staates, in dem die Zustellung erfolgen soll, dies 

erlaubt, was eher in der Praxis sehr selten der Fall sein wird. Die direkte Zustellung 

durch die Post im Ausland ist aber auch dann zulässig, wenn der ersuchte Staat die 

Erfüllung des Rechtshilfeersuchens verweigert hat (Art. 1133 ZVGB). 

 Wenn es um weitere Zustellungen an eine Partei im Ausland geht, so verlangt 

das polnische Recht, dass die Partei, die keinen Wohnsitz, gewöhnlichen Aufenthalt 

oder Sitz in Polen hat, einen Zustellungsbevollmächtigten zu benennen hat, es sei 

denn, dass sie einen Prozessbevollmächtigten mit Wohnsitz in Polen bestellt hat (Art. 

11351 § 1 ZVGB). Diese Prozesslast ist als solche mit der EuZVO und den Vorgaben 

des Art. 6 Abs. 1, Art. 47 Abs. 2 GR-Charta und Art. 45 Abs. 1 der Verfassung eher 

vereinbar.31 Die Verpflichtung zur Benennung des Zustellungsbevollmächtigten setzt 

                                                           
30 Verordnung (EG) Nr. 1393/2007 vom 13.11.2007 des Europäischen Parlaments und des Rates über 
die Zustellung gerichtlicher und außergerichtlicher Schriftstücke in Zivil- oder Handelssachen in den 
Mitgliedstaaten („Zustellung von Schriftstücken“) und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 
1348/2000 des Rates (ABl. EU 2007, Nr. L 324, S. 79). 
31 Diese Frage wird zur Zeit heftig diskutiert, vgl. z.B. M. Heckel, Die fiktive Inlandszustellung auf dem 
Rückzug – Rückwirkungen des europäischen Zusttelungsrechts auf das nationale Recht, IPRax 2008, 
Nr .3, S. 220 ff; B. Heiderhoff, Keine Inlandszustellung an Adressaten mit ausländischen Wohnsitz 
mehr ?, EuZW 2006, Nr. 8, s. 236 ff; V. Karaaslan, Internationale Zustellungen nach der EuZVO und 
der ZPO und ihre Auswirkungen auf die Anerkennung der Entscheidungen, Aachen 2007, S. 53; Ch. 
Heinze, Europäisches Primärrecht und Zivilprozess, EuR 2008, Nr. 5, s. 684-685; derselbe, Fiktive 
Inlandszustellungen und der Vorrang des europäischen Zivilverfahrensrechts, IPRax 2010, Nr. 2, S. 
155 ff. 
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ein bestehendes Prozessrechtsverhältnis voraus, d.h. das verfahrenseinleitende 

Schriftstück muss nach den für Auslandszustellungen geltenden Regeln zugestellt 

worden sein. Fraglich ist dagegen, ob die Sanktion, die mit der Nichtbenennung des 

Zustellungsbevollmächtigten verbunden ist, mit Standarden eines faires Verfahrens 

vereinbar ist. Nach Art. 11351 § 2 ZVGB werden die Schriftstücke in Gerichtsakten 

mit Zustellungswirkung belassen, wenn die Partei den Zustellungsbevollmächtigten 

nicht benennt. Zwar wird sie darüber zusammen mit der ersten Zustellung belehrt, 

aber es scheint, dass diese Zustellungsfiktion keine akzeptable Lösung darstellt, 

wenn die Adresse der Partei im Ausland dem Gericht bekannt ist. Eine bessere 

Regelung wäre, die in Deutschland oder in Österreich gilt. Die Zustellung sollte dann 

durch Aufgabe zur Post erfolgen. Man könnte sogar vorsehen, dass die Wirkung der 

Zustellung nach Ablauf einer durch das Gericht festzulegenden Frist ab der Aufgabe 

des Schriftstücks zur Post eintreten soll. 

 

3. Beweisverfahren 

 

 Nach Art. 187 § 1 ZVGB muss der Kläger in der Klageschrift sein Begehren 

genau bestimmen und die Tatsachen vorbringen, die diesen Begehren begründen 

können. Darüber hinaus ist er verpflichtet, die Beweismittel anzubieten, die sein 

Vortrag bestätigen (Art. 126 § 1 Pkt. 3) ZVGB). Es ist somit nicht ausreichend, dass 

der Kläger den Sachverhalt nur im Allgemeinen darstellt. Es wird auch nicht erwogen, 

solche Lösung einzuführen. Diese allgemeinen Erfordernisse gelten uneingeschränkt 

auch in Fällen mit Auslandsbezug. 

 

V. Anerkennung und Vollstreckung von ausländischen Entscheidungen 

und Schiedssprüchen 

 

 Die meisten materiellen Anerkennungsvoraussetzungen haben zum Ziel, den 

Beklagten davor zu schützen, dass eine ausländische Entscheidung oder ein 

ausländischer Schiedsspruch im Inland anerkannt oder vollstreckt wird, die oder der 

in einem unfairen Verfahren erlassen worden ist, weil dem Beklagten das rechtliche 

Gehör überhaupt nicht oder nicht im notwendigen Ausmaß gewährleistet worden ist. 

Dem dient auch die Notbremse der öffentlichen Ordnung. Nach der polnischen Lehre 

und Rechtsprechung des polnischen Obersten Gerichts wird die öffentliche Ordnung 
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Polens durch die Anerkennung oder Vollstreckung einer ausländischen Entscheidung 

verletzt, wenn diese Anerkennung oder Vollstreckung mit den Grundprinzipien des 

polnischen Rechts nicht vereinbar wäre. Zu diesen Grundprinzipien zählen nicht nur 

die Grundsätze, die in der Verfassung festgelegt sind, sondern auch die führenden 

Grundsätze des EU-Rechts, des materiellen Rechts und des Prozessrechts.32 

 Traditionell gilt die Regel, dass jeder Staat selbst darüber entscheidet, was zu 

seiner öffentlichen Ordnung gehört. Das damit verbundene Risiko ist aber, dass der 

Umfang und der Inhalt der öffentlichen Ordnung von Staat zu Staat variieren. Man 

kann also nicht vorsehen, ob eine Entscheidung aus einem Staat in dem anderen 

anerkannt wird, weil die Verletzung der öffentlichen Ordnung drohen kann. Der EuGH 

versucht im Rahmen des EU-Recht (EuGVVO) die Grenzen der öffentlichen Ordnung 

zu umreißen.33 Dies ist aber nur deshalb in bestimmten Grenzen möglich, weil alle 

EU-Staaten teilweise dieselben rechtlichen Grundprinzipien befolgen. Im Rahmen 

der EU geht man noch einen Schritt weiter. Es geht hier um das System der 

automatischen Vollstreckung ohne jegliche Prüfung der Entscheidung aus einem 

Mitgliedstaat in dem anderen Mitgliedstaat, was auch der Verzicht auf die Prüfung im 

Rahmen der öffentlichen Ordnung zur Folge hat. Dieses Modell ist aber mit der 

Schaffung der gemeinsamen prozessualen Mindeststandards (EuVTVO34) oder 

sogar der Einführung von autonomen europäischen Verfahren (EuMahnVO35 und 

EuBagatellVO36) verbunden. 

 In Bezug auf Verhältnisse mit Drittstaaten kann man in Erwägung ziehen, die 

prozessualen Mindeststandards festzulegen und dadurch die eventuelle Prüfung von 

ausländischen Entscheidungen und Schiedssprüchen im Rahmen der öffentlichen 

Ordnung zwar nicht auszuschließen, aber auf die Einhaltung der Mindeststandards 

zu beschränken. Es ist aber zweifelhaft, ob es zur Zeit möglich ist, die Festlegung 

von Mindeststandards weltweit zu sichern. Das ist nur vorstellbar, wenn man die 

                                                           
32 T. Ereciński, in: Kodeks postępowania cywilnego. Komentarz. Część czwarta. Przepisy z zakresu 
międzynarodowego postępowania cywilnego. Część piąta. Sąd polubowny (arbitrażowy), Hrsg. T. 
Ereciński, Band 5, Warszawa 2009, S. 526 ff. 
33 Vgl. Urteil vom 28.03.2000, Rs C-7/98, Krombach g. Bamberski, Slg. 2000, S.  
34 Verordnung (EG) Nr. 805/2004 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 21.04.2004 zur 
Einführung eines europäischen Vollstreckungstitels für unbestrittene Forderungen (ABl. EU 2004, Nr. 
L. 143, S. 15). 
35 Verordnung (EG) Nr. 1896/2006 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 12.12.2006 zur 
Einführung eines Europäischen Mahnverfahrens (ABl. EU 2006, Nr. L 399, S. 1). 
36 Verordnung (EG) Nr.861/2007 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 11.7.2007 zur 
Einführung eines europäischen Verfahrens für geringfügige Forderungen (ABl. EU 2007, Nr. L 199, S. 
1). 
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Form eines Modellgesetzes dazu benutzt und den einzelnen Staaten als Muster für 

die Anpassung ihrer Systeme empfehlt.  


